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D ie Sachlage war glasklar: Der Be
triebsrat bei Ikea Braunschweig 

forderte den Arbeitgeber auf, eine Ge
fährdungsbeurteilung einzuleiten. Nach 
§ 5 des bundesdeutschen Arbeitsschutz
gesetzes muss jeder Betrieb auf diese 
Weise physische und seit 2003 auch 
psychische Belastungen analysieren las
sen, denen die Beschäftigten bei der 
Arbeit ausgesetzt sind. So weit die The
orie. In der Praxis blocken Arbeitgeber 
oft die Vorstöße der Betriebsräte ab. 

Das passierte auch bei Ikea Braun
schweig. »Vier Jahre lang hat uns der 
Arbeitgeber bei den Vorverhandlungen 
für eine Gefährdungsbeurteilung hinge
halten«, sagt die Betriebsratsvorsitzen
de Britta Bittner. Erst nachdem die Ar
beitnehmervertretung die Verhandlungen 
für gescheitert erklärte und eine Eini
gungsstelle anrief, lenkte der Arbeitge
ber ein: Man wolle doch lieber weiter
verhandeln. »Wir erklärten uns allerdings 
nur unter der Voraussetzung dazu bereit, 
dass Ikea feste Verhandlungstermine mit 
uns vereinbarte und externen Sachver
stand zuließ«, so die Betriebsratsvorsit
zende. Die Einigungsstelle wurde nicht 
abgesagt, sondern ruhend gestellt. 

Mittlerweile ist die Betriebsvereinbarung 
zur Gefährdungsbeurteilung bei Ikea 
Braunschweig kurz vor dem Abschluss. 
Britta Bittner: »Wir überprüfen derzeit 
alle Details. Ende Oktober sollte die Ver
einbarung unter Dach und Fach sein.« 
Der Betriebsrat hofft, dass die Beschäf
tigtenbefragungen zur Gefährdungsbe
urteilung im Januar 2019 beginnen 
können.

Viele Arbeitgeber blocken 
Gefährdungsbeurteilung

Eine wichtige Rolle nicht nur bei der 
Begleitung dieser Verhandlungen spielte 
Tatjana Fuchs von der Gesellschaft für 
Gute Arbeit. Die Expertin für Arbeits und 
Gesundheitsschutz berät bundesweit 
Betriebsräte und Gesamtbetriebsräte im 
Handel zu ihren Rechten und Möglich
keiten, das Verfahren zur Gefährdungs
beurteilung betrieblich zu regeln. »Bei 
Ikea gibt es inzwischen eine übergrei
fende Rahmenvereinbarung für den 
Gesundheitsschutz, auf deren Grundla
ge mehrere Vereinbarungen zu Gefähr
dungsbeurteilungen auf den Weg ge
bracht werden konnten«, erklärt Tatja

na Fuchs, die eng mit Betriebsräten und 
ver.di kooperiert.

Generell sei es ein schweres Stück 
Arbeit, eine Gefährdungsbeurteilung 
gegen den Willen des Arbeitgebers zu 
initiieren. »Eine Einigungsstelle kann 
hilfreich sein. Allerdings hat die nicht 
die Aufgabe, konkrete Gesundheitsbe
lastungen im Betrieb festzustellen – das 
wurde in mehreren Urteilen bestätigt.« 
Die Ermittlung der Belastungen bleibe 
Aufgabe des Arbeitgebers, der Betriebs
rat wirke beim Verfahren mit. Allerdings 
dürfe die Einigungsstelle durchaus Check
listen erstellen, die Ausgangspunkt für 
die betriebliche Gefährdungsbeurteilung 
werden können. 

Was mit einer Gefährdungsbeurteilung 
bewegt werden kann, zeigt das Beispiel 
der Textilkette Primark. Die entsprechen
de Umfage unter den Beschäftigten zu 
Gesundheitsrisiken hat dort zum über
haupt ersten Gesundheitstarifvertrag im 
Einzelhandel geführt. »Das ist eine ech
te Premiere«, so ver.diVorstandsmitglied 
Stefanie Nutzenberger. »Dieser zukunfts
orientierte Tarifvertrag ist richtungswei
send für die Branche und weit darüber 
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So wichtig wie nie: 
Gesundheit im Job

Nicht weniger als 
eine zweite indus-
trielle Revolution 
läuft derzeit in den 
Betrieben in Form 
der zunehmenden 
Digitalisierung ab. 
Der Handel ist von 
dieser Entwicklung 
vielfältig betroffen. Ob in Warenlagern 
die Kommissionierung verstärkt von 
menschlichen Beschäftigten auf Robo-
ter übergeht oder die Kund/innen in 
den großen Filialketten bald selbst die 
ausgewählte Ware scannen und per 
Karte bezahlen – Arbeitsplätze fallen 
weg, andere entstehen neu. Computer 
und Roboter erhalten eine immer grö-
ßere Bedeutung in der Arbeitswelt. 
Beschäftigte und ihre gewerkschaft-
lichen Vertreter/innen müssen sich gut 
auf diesen Wandel vorbereiten und 
ihre gesetzlich verbrieften Mitbestim-
mungsrechte sinnvoll nutzen: für den 
Erhalt von Arbeitnehmerrechten und 
Gesundheitsschutz sowie gegen eine 
uferlose Überwachung der Beschäf-
tigten, wie sie moderne Computertech-
nik ermöglicht. Wir benötigen klare 
Regeln und Grenzen bei der Auswei-
tung der Digitalisierung. Darüber wol-
len wir ausführlich bei einer Betriebs-
rätekonferenz Mitte Oktober diskutie-
ren. M A N F R E D  W I R S C H

Leiter der ver.di-Bundesfach-
gruppe Groß- und Außenhandel

Fortsetzung auf Seite 2

Galeria Kaufhof gilt dagegen weiter der 
Flächentarifvertrag. Das Management 
dringt auf einen Sanierungstarifvertrag. 
Gespräche dazu sind aber auf Eis gelegt 
worden. »Es geht da rum, bei einer mög
lichen Zusammenarbeit gleich welcher 
Art in die beteiligten Menschen zu inve
stieren und sie nicht auch noch bezahlen 
zu lassen«, sagte Stefanie Nutzenberger. 
Beschäftigungs und Stand ortsicherung 
sowie die Tarifbindung seien keine un
erfüllbaren Forderungen. »Eine der wich
tigen Zukunftsinvestitionen wäre die 
schnelle Rückführung der KarstadtBe
schäftigten in den Flächentarifvertrag.« 

Kommt ein Gemeinschaftsunterneh
men von Kaufhof und Karstadt zu

stande oder nicht? Diese Frage ließ sich 
Ende August – bei Redaktionsschluss 
– nicht beantworten. Für Unsicherheit 
sorg ten Berichte, dass die Landesbank 
Baden Württemberg den KaufhofMut
terkonzern HBC zur Erfüllung zugesagter 
Kreditbedingungen bis zum 30. Septem
ber aufge fordert hätte. Gegebenenfalls 
könnte ein Kredit von 1,34 Mrd. Euro 
fällig werden, hieß es. 

Unterdessen hat ver.diVorstandsmit
glied Stefanie Nutzenberger gefordert, 
die Beschäftigten in die Verhandlungen 
einzubinden. HBC (Kaufhof) und Sig
naHolding) Karstadt müssten ihrer so
zialen Verantwortung nachkommen. 
Beide dürften Karstadt und Kaufhof 

deshalb auch nicht verschmelzen. ver.di 
entscheide natürlich nicht über eine 
Transaktion, doch sei das »Wie« einer 
möglichen Übernahme von besonderer 
Bedeutung.

Forderungen sind erfüllbar

ver.di will verhindern, dass Beschäftigte 
schlechter gestellt werden. Bei Karstadt 
gilt noch ein Zukunftstarifvertrag, der einen 
befristeten Verzicht auf Teile des Weih
nachts und Urlaubsgeldes sowie Tarifer
höhungen vorsieht. Spätestens ab April 
2021 soll wieder die Fläche gelten. Bei 

Den Standort in Leipzig muss Karstadt 
offenbar aufgeben. Dort ist die Verär
gerung unter den rund 400 Beschäf
tigten groß, die jetzt zum 31. März 2019 
gekündigt wurden. Hintergrund ist eine 
fast 70prozentige Mietsteigerung, die 
der Vermieter, ein Luxemburger Unter
nehmen, ultimativ fordert. 
Als »völlig unzumutbar« hat ver.di
Landesfachbereichsleiter Jörg Lauen
rothMago die angebotenen Verset
zungen an weit entfernte Standorte 
kritisiert. Positiv wird hingegen die im 
Sozialplan vereinbarte Transfergesell
schaft gesehen.  RED

»Karstadt Leipzig muss bleiben« 
forderte eine Menschenkette 
FOTO: WWW.KARSTADTLEIPZIGMUSSBLEIBEN.DE

V E R . D I  Z U M  M Ö G L I C H E N  Z U S A M M E N G E H E N  V O N  K A U F H O F  U N D  K A R S T A D T :

»In die Beschäftigten investieren«

FÜR DIE SICHERHEIT FAIRER TARIFVERTRÄGE

2018 hat es schon spektakuläre Streiks gege
ben, so bei real, Amazon und dm: Am 13. 
Juli beteiligten sich bei real mehrere tausend 
Beschäftigte aus rund der Hälfte der 281 Fi
lialen. In Düsseldorf zogen über 1.200 Be
schäftigte vor die MetroZentrale (Foto links 
oben). Kundgebungen gab es u.a. auch in 
Berlin und Thüringen. Hintergrund der 
Streiks, die z.T. am nächsten Tag fortgesetzt 
wurden, ist der Wechsel in einen viel schlech
teren Tarifvertrag mit dem arbeitgebernahen 
DHV. Dazu gibt es Proteste und Solidaritäts
bekundungen auch von Betriebsräten ande
rer Firmen, z.B. von Metro Deutschland, H&M, 
Esprit und Primark. Ebenfalls Mitte Juli rief 
ver.di bei Amazon am Schnäppchentag »Pri
me Day« zu Streiks in Bad Hersfeld, Leipzig, 
Graben, Rheine, Werne und Koblenz auf, an 
denen sich rund 2.400 Beschäftigte beteili
gten. Aktionen gab es auch in Spanien und 
Polen. Ende August begannen neue Arbeits
niederlegungen in Bad Hersfeld. Bereits im 
Mai und Juni hatten die Beschäftigten im 
dmVerteilzentrum in Weilerswist (NRW) für 
einen Tarifvertrag gestreikt (Foto rechts 
oben) 

FOTOS: DIETRICH HACKENBERG (2),  CH. V. POLENTZ/TRANSIT-FOTO, VERDI
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 HANIEL STEIGT AUS: Bei der 
Metro AG, zu der neben den gleich-
namigen Großmärkten auch die SB-
Warenhauskette real gehört, verän-
dern sich die Eigentumsverhältnisse: 
Der Familienkonzern Haniel verkauft 
7,3 Prozent der Stammaktien an die 
EP Global Commerce GmbH, die mehr-
heitlich einem tschechischen Milliardär 
gehört. Der Investor hat zusätzlich 
die Option auf den Erwerb der restli-
chen 15,2 Prozent der Haniel-Papiere. 
Gespräche mit ihm gibt es auch über 
den knapp 10-prozentigen Anteil der 
Holding-Gesellschaft Ceconomy (Me-
dia-Markt, Saturn) an der Metro AG.

 NEUER AUSBILDUNGSBERUF: 
Anfang August hat das erste von 
drei Ausbildungsjahren zum neuen 
Beruf »Kaufmann/Kauffrau im E-
Commerce« begonnen. An der ent-
sprechenden Ausbildungsordnung 

hat auch die Gewerkschaft ver.di 
mitgewirkt. Am Start sind bundes-
weit mehr als 1.000 Auszubildende. 
Der neue Beruf ist offen für alle 
Branchen und Bereiche, die Waren 
oder Dienstleistungen über das In-
ternet anbieten. Er qualifiziert für 
die Tätigkeit an kaufmännischen 
Schnittstellen im E-Commerce. 

D ie gewinnträchtige Discounter
Kette Aldi Nord ist einmal mehr in 

die Kritik geraten. Ein Artikel des Nach
richtenmagazins »Der Spiegel« über 
den Konflikt um ein neues Arbeitszeit
modell – »ver.diPublik« schrieb dazu 
unter dem Titel »Spiel mit der Angst« 
im Frühjahr 2016 – hat kürzlich für 
starkes Medienecho gesorgt. Insbeson
dere wird die Frage aufgeworfen, ob 
Aldi aus der Tarifbindung aussteigen 
will. Anlass ist eine Formulierung in den 
seit 2014 erneuerten Arbeitsverträgen. 
Dort heißt es jetzt, der arbeitsvertrag
liche Verweis auf die Tarifverträge gel
te »nur solange der Arbeitgeber tarif
gebunden ist«.

Bei ver.diAktiven und engagierten Be
triebsräten hat das für großes Misstrau
en gesorgt. Einer von ihnen ist Uli Kring, 
Betriebsratsvorsitzender in der Aldi
Gesellschaft Bad Laaspe. »Ich sehe die 
riesige Gefahr, dass Aldi Nord einen 
Tarifausstieg plant«, sagt er. Das Unter
nehmen selbst dementiert dies: Aldi 
stehe zu den Tarifverträgen. Die Arbeits
verträge seien lediglich an die neue 
Rechtsprechung angepasst worden und 
man wolle »auf gegenwärtig nicht ab
sehbare Zeit in der Not vorbereitet sein«, 
zitiert das »Handelsblatt«. 

Der »Spiegel«Bericht ist für den Dis
counter insbesondere deshalb ärgerlich, 
»weil wir einer großen Öffentlichkeit mal 

wieder als schlechter Arbeitgeber vor
geführt werden«, wie ein regionaler 
Geschäftsführer bereits vor einiger Zeit 
beklagte. Starke Belege für das kritik
würdige Verhalten gibt es seit langem.

Trotz neuer Zeiterfassung: 
Pausen und Minutenklau

2014 begann Aldi Nord, außer neuen 
Arbeitsverträgen auch neue Betriebsver
einbarungen zur Arbeitszeit und zur 
Vergütung durchzuboxen, die einen 
großen Spielraum für Verschlechte
rungen bieten. Zum Beispiel wird in 
einer Betriebsvereinbarung der pauscha
le Verzicht auf Mitbestimmung in Ar

beitszeitfragen festgeschrieben. Über 
den Weg von Arbeitszeitkonten soll 
Mehrarbeit zu einem pauschal geneh
migten Dauerzustand gemacht werden 
und keine Ausnahme mehr sein, so ein 
Einwand von Betriebsräten.

Zwei Betriebsräte leisten 
Widerstand

Auch eine inzwischen weitgehend einge
führte elektronische Arbeitszeiterfas
sung, die ver.di seit langem gefordert hat
te, ist nach Auskunft von Insidern lücken
haft. Arbeit vor und nach der eigentli
chen Schicht sowie Pausenzeiten werden 
– anders als von Aldi Nord behauptet 
– oft nicht minutengenau erfasst. 

Der erwähnte »Spiegel«Artikel gibt 
wieder, dass anfänglich rund die Hälfte 
der damals 35 Betriebsratsgremien die 
geplante Betriebsvereinbarung über ein 
neues Arbeitszeit und Vergütungsmodell 
abgelehnt hatten. Diesen Zustand haben 
die regionalen Geschäftsführer dann mit 
zum Teil erpresserischen Methoden ver
ändert, über die erstmalig in ver.diPu
blik ausführlich berichtet worden ist: Es 
wurde mit der Schließung von Standor
ten, der Ausgliederung des jeweiligen 
Fuhrparks oder der Abgabe von Teilen 
des Filialnetzes gedroht. 

Dieses Vorgehen und die sichere Zu
stimmung von Betriebsratsmehrheiten 
aus dem Dunstkreis der arbeitgeber
freundlichen AUB haben dazu geführt, 
dass Aldi Nord fast überall zum Ziel ge
kommen ist. Nur noch zwei von ver.di 
Mitgliedern geführte Betriebsräte, in Bad 
Laaspe und in Horst, leisten Widerstand. 
»Wir sprechen uns mit Nachdruck gegen 
Einschüchterungen und Drohungen durch 
Vorgesetzte aus. Arbeitsverträge, die die 
Bedingungen für die Beschäftigten ver
schlechtern, lehnen wir ab«, so ver.di 
Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nut
zenberger. »Unser gemeinsames Ziel ist 
Tarifsicherheit und ungehinderte betrieb
liche Mitbestimmung.«

A N D R E A S  H A M A N N

W E LT B I L D  S C H E I T E R T  M I T  B E T R I E B S R A T S  R A U S S C H M I S S  V O R  G E R I C H T

P L U M P E  E I N S C H Ü C H T E R U N G S V E R S U C H E

W I C H T I G  W I E  N I E

hinaus.« Wie berichtet, wurde er am 22. 
März von ver.di und der Arbeitgebersei
te vereinbart. Es geht um gesundheits
förderliche Führung. Inzwischen hat die 
vereinbarte Qualifizierung von Führungs
kräften zu Maßnahmen, die die Gesund
heit der PrimarkBeschäftigten bei der 
Arbeitsorganisation berücksichtigt und 
fördert, bereits begonnen. 

Bei der SBWarenhauskette Kaufland 
wiederum gab es längere Zeit Streit zwi
schen Arbeitgeber und Betriebsräten um 
Gefährdungsbeurteilungen. »Es gab 
etwa Konflikte um die Art, wie Lasten 
zu heben und zu tragen wären sowie 
um das Kassieren«, sagt Tatjana Fuchs. 
Hartnäckiger Einsatz der Betriebsräte, 
die auch in diesem Fall von der Expertin 
unterstützt wurden, und die Anrufung 
von Einigungsstellen zahlten sich aus. 
In Berlin wie auch in bayerischen Kauf
landFilialen konnten inzwischen Verein
barungen zu Gefährdungsbeurteilungen 
geschlossen werden.

Dass eine abgeschlossene Gefährdungs
beurteilung allein nicht reicht, zeigt das 
Beispiel H&M Würzburg. Hier wurden 
zwar vor einigen Jahren schon die Be
lastungen am Arbeitsplatz akribisch 
erfasst. Doch der Arbeitgeber tat nichts 
Konkretes für die Verbesserung des Ge
sundheitsschutzes. Tatjana Fuchs: »Erst 
eine Einigungsstelle brachte den Durch
bruch. Jetzt ist geregelt, auf welche Er
leichterungen die Beschäftigten bei 
großer Wärme am Arbeitsplatz – über 
28 Grad – sowie bei Kälte – unter 17 
Grad – Anspruch haben: Es gibt Extra
pausen und kalte bzw. warme Getränke.«

In naher Zukunft wird nach Einschät
zung der Expertin der Arbeits und 
 Gesundheitsschutz im Zusammenhang 
der zunehmenden Digitalisierung der 
Arbeitswelt eine große Rolle spielen 
müssen. Bisher werde diesem Bereich 
noch nicht genug Aufmerksamkeit ge
schenkt.  

G U D R U N  G I E S E
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Selbst im Vergleich zu anderen halt
losen Vorwürfen gegen Betriebsräte, 

die in vielen Unternehmen gang und 
gäbe sind, war die Unterstellung der 
Geschäftsführung der Buchhandelsket
te Weltbild gegen den Betriebsratsvor
sitzenden massiv: Er habe einem gekün
digten Beschäftigten im tschechischen 
WeltbildLogistikBetrieb zu einer Krank
meldung geraten, also ihn zu einer Straf
tat anstiften wollen.

Geschäftsführung bleibt
jeden Beweis schuldig

»Beim Gütetermin vorm Arbeitsgericht 
Augsburg Ende Juli zeigte sich sehr 
schnell, dass die Geschäftsführung jeden 
Beweis für diesen schwerwiegenden 
Vorwurf schuldig blieb«, berichtet Tho
mas Gürlebeck von ver.di. Der Arbeit
geber hatte beim Gericht beantragt, die 
Zustimmung des Betriebsratsgremiums 
zur Kündigung ihres Vorsitzenden zu 
ersetzen. Die Arbeitsrichter beim Güte
termin deuteten an, dass die Weltbild
Chefs sich ihr Vorhaben wohl abschmin
ken können. Ohne jeglichen Nachweis 

die Geschäftsleitung ein Zeichen setzen 
würde, von der geplanten Kündigung 
Abstand nähme und sich beim Betriebs
ratsvorsitzenden entschuldigen würde.«
Doch danach sieht es nicht aus. Das nach 

eines strafbaren Handelns werde das 
Arbeitsgericht auch beim für Oktober 
angesetzten Kammertermin dem Kün
digungsbegehren kaum zustimmen. 
Thomas Gürlebeck: »Klug wäre es, wenn 

der 2014 überstandenen Insolvenz vom 
Düsseldorfer Berater Walter Droege als 
Gesellschafter übernommenen und von 
Geschäftsführer Christian Sailer gelei
tete Unternehmen will offenkundig 
Härte demonstrieren, was aber vermut
lich nach hinten losgehen wird. ver.di 
will die bereits begonnenen Solidaritäts
aktionen für den WeltbildBetriebsrats
vorsitzenden nochmals ausweiten: Un
ter dem Motto »Finger weg von unserem 
Betriebsrat« wurden eine Postkartenak
tion gestartet sowie ein Solibündnis ins 
Leben gerufen. »Viele, viele Kolleginnen 
und Kollegen aus Betrieben und DGB
Gewerkschaften, die Katholische Arbeit
nehmerbewegung und der Kirchliche 
Dienst in der Arbeitswelt haben sich 
bereits solidarisch erklärt«, sagt Thomas 
Gürlebeck. Die Protestpostkarten (er
hältlich unter: fb12.augsburg@verdi.de) 
können weiterhin direkt an Geschäfts
führer Sailer geschickt werden.

G U D R U N  G I E S E

Haltlose Vorwürfe

Mal wieder harte 
Bandagen bei Aldi

Protest und Solidarität bei einer WeltbildBetriebsversammlung
 FOTO: VER.DI

Der Skandal ist offenkundig. Seit Jah
ren setzt die Modekette Zara Kas

senbelege ein, die die hochgiftige Che
mikalie Bisphenol S enthalten. Alle 
Versuche von Betriebsräten und ver.di, 
das Unternehmen zum Wechsel des Be
legpapiers zu bewegen, waren bisher 
erfolglos. Stattdessen mahnt das Unter
nehmen lieber engagierte Betriebsräte 
grundlos ab.

Skandal um Kassenbelege

Viermal in fünf Wochen habe er eine 
Abmahnung erhalten, berichtet Chri
stian Berhorst, einer der betroffenen 

mit der Gesundheit der 
ZaraBeschäftigten konti
nuierl ich auf verdizara.
blogspot.com berichtet.

»Ein Dorn im Auge dürfte der Za
raGeschäftsleitung auch die Berichter
stattung über mögliche Filialschließun
gen in München sein«, vermutet der 
zuständige ver.diSekretär Dominik Datz. 
»Zum 31. Juli 2019 läuft der Mietvertrag 
der Filiale in der Theatinerstraße aus, 
der in der Neuhauser Straße zum 31. 
Dezember 2019. Üblicherweise verlän

Betriebsräte von Zara in München. »Ich 
hätte mich nicht ordnungsgemäß für die 
Teilnahme an einer ver.diVeranstaltung 
abgemeldet, hieß es beispielsweise. 
Doch nachvollziehbar sind diese Vorwür
fe nicht.« Dass er zu den besonders 
Aktiven gehört, die immer wieder auf 
den Skandal hingewiesen haben, steht 
hingegen fest. Weit über 17.000 Unter
schriften haben er und seine Mitstreiter 
inzwischen für eine Petition auf der 
CampactPlattform gesammelt. Außer
dem wird über den riskanten Umgang 

gert Zara lange im Voraus 
die Mietverträge, so dass 
wir mit unangekündigten 
und kurzfristigen Schlie

ßungen rechnen, so wie 
es bereits Anfang des Jahres 

bei der ältesten Münchener 
Filiale in der Kaufingerstraße passiert 

ist.« Sollten die zwei Münchener Ge
schäfte geschlossen werden, stünden 
Sozialplanverhandlungen mit den Be
triebsräten an. »Grund genug als Ge
schäftsleitung, engagierte und ›unbe
queme‹ Betriebsratsmitglieder schon 
vorher aus dem Unternehmen zu drän
geln«, so Dominik Datz. GG

Zara mahnt ab

M I T  E R P R E S S E R I S C H E N  M E T H O D E N  G E G E N  I N T E R E S S E N V E R T R E T U N G E N

 ILLUSTRATION: BLEIFREI TEXTE + GRAFIK
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 KAPITALKONZENTRATION:  
Der Zustellspezialist Transgourmet 
und der Nahrungsmittelriese Oetker 

wollen den Gastronomiemarkt künf-
tig gemeinsam in Angriff nehmen 
und gründen das Joint Venture F&B. 
Dabei bringt Oetker das B2B- 
Geschäft von Radeberger ein. Der 
Deal muss noch von den Wettbe-
werbsbehörden abgesegnet werden. 
Ziel ist die Weiterentwicklung der 
Getränke-Handelsplattform Team 
Beverage, die Transgourmet im 
 vergangenen Jahr mehrheitlich 
 übernommen hatte. 

 FOODSERVICE LEGT ZU: Der 
Foodservice-Händler Chefs Culinar, 
mit über zwei Mrd. Euro Deutsch-
land-Umsatz nach Transgourmet 
Branchenzweiter, baut seine Struk-
turen für die Betreuung und Beliefe-
rung von Kundengruppen wie Gas-

tronomen, Hotels und sozialen Ein-
richtungen aus. Das Unternehmen 
erhöht die Anzahl seiner Niederlas-
sungen auf dem Heimatmarkt von 
acht auf zehn. Neue Standorte sind 
Büren bei Paderborn und Groß-
beeren bei Berlin. 

E in steigender Altersdurchschnitt und 
wachsender Krankenstand in der 

Belegschaft erfordern vielfältige Ideen 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingun
gen. Das befand der gemeinsame Aus
schuss für zentrales Gesundheitsma
nagement beim Pharmagroßhandelsun
ternehmen PHOENIX vor einiger Zeit. 
Ergebnis der Überlegungen war es, den 
Kolleg/innen umfassende Beratungen 
zu Themen wie unter anderem Pflege 
und Kinderbetreuung sowie eine 
24StundenHotline zu Lebenslagen
Coaching, zu Einkommens und Bud
getplanung anzubieten. Am 1. Septem
ber war Start für die »Unterstützung in 
allen Lebenslagen«, mit der PHOENIX 
die Firma »pmefamilienservice« beauf
tragt hat. 

Gute Ideen der Betriebsräte
für Gesundheitsangebote

»Die Initiative ging von den Arbeit
nehmervertreter/innen aus«, sagt Rudi 
Rainer, GBRVorsitzender bei PHOENIX. 
»Vorangegangen waren viele Gespräche, 
aus denen sich ergab, dass für die Kol
leginnen und Kollegen mobiles Arbeiten, 

N E U E  M Ö G L I C H K E I T E N  F Ü R  D I E  B E S C H Ä F T I G T E N  B E I  P H O E N I X

Umbau und Zukäufe bei Metro
fred Wirsch, Leiter der Bundesfachgrup
pe Groß und Außenhandel (GAH) sowie 
Bundesbetreuer für die Metro Deutsch
land. DeutschlandChef Thomas Storck 
habe sich kürzlich dazu bekannt, dass 
das Unternehmen eine »Wachstumsstra
tegie und keine Kostensparstrategie« 
verfolge. Gleichwohl sind ver.di und 
Betriebsräte vor dem Hintergrund der 
Tarifflucht bei der MetroTochter real 
über die Umfirmierung von Metro C+C 
in Metro Deutschland etwas beunruhigt 
– zumal der GBR und der Wirtschafts
ausschuss vorab nicht über dieses Vor

Das klassische CashandCarryMo
dell – der Gastronom oder Kiosk

betreiber belädt im Markt den großen 
Einkaufswagen und fährt die erwor
benen Waren im eigenen Transporter 
zum Geschäft – gerät gegenüber der 
Belieferung ins Hintertreffen. Auch Me
tro C+C hat längst reagiert, nicht zuletzt 
mit der Umfirmierung in Metro Deutsch
land. Mit Zukäufen von Zustelldiensten 
weitet das Unternehmen den Lieferbe
reich deutlich aus.

Management verspricht eine
»Wachstumsstrategie«

So hat Metro innerhalb von drei Jahren 
laut »Lebensmittelzeitung« Classic Fine 
Food in Asien, Rungis Express in Deutsch
land und Pro à Pro in Frankreich über
nommen. Insgesamt wurde auch durch 
diese Übernahmen das Zustellgeschäft 
allmählich erhöht. Der Anteil am Gesamt
umsatz liegt nach diesem Bericht bei 
insgesamt 18 Prozent. Rungis ist dabei 
vor allem für die Belieferung von Gas
tronomiebetrieben mit Frischeprodukten 
vorwiegend in der Nacht zuständig.

»Im laufenden Geschäftsjahr kann die 
bisherige Metro C+CSparte ein Wachs
tumsplus von 1,1 Prozent verbuchen. 
Innerhalb aller Geschäftsfelder ist die 
Belieferung der Gastronomiekunden 
überproportional gestiegen«, sagt Man

haben informiert worden waren. »Die 
Unternehmensleitung hat allerdings klar 
dementiert, mit ver.di eine Auseinan
dersetzung wie bei real herbeiführen zu 
wollen«, so Manfred Wirsch.

Ein sehr gutes Ergebnis für ver.di brach
ten die Wahlen zum Gesamtbetriebsrat, 
in dem nun 25 von insgesamt 30 Mit
gliedern der Gewerkschaft angehören. 
»Diese erfreuliche Situation wollen wir 
auch in eine positive Mitgliederentwick
lung umsetzen«, betont der Bundesfach
gruppenleiter GAH.

 G G

M E H R  B E L I E F E R U N G  –  W E N I G E R  C A S H  A N D  C A R R Y

PhoenixVertriebszentrum im hessischen Herne: Von hier aus wird die Mitte Deutschlands beliefert FOTOS: PHOENIXGROUP.EU

Turnus Befragungen zur psychischen 
Gefährdungsbeurteilung ebenso statt 
wie kritische Bestandsaufnahmen der 
ergonomischen Belastungen. Jüngstes 
Ergebnis dieser Bewertungen ist die An
schaffung ergonomischer Laufschuhe 
für alle Beschäftigten in den Warenla
gern. »Das sind keine Sicherheitsschuhe, 
die dort auch nicht nötig wären, sondern 
gut tragbare, orthopädisch sinnvolle 
Schuhe, die die vielen langen Wege auf 
dem oftmals nicht sehr guten Unter
grund in den Warenlagern erleichtern«, 
sagt Ines Hepner, die den Personalaus
schuss des GBR leitet. Auch für diesen 
Erfolg war der gemeinsame Ausschuss 
für zentrales Gesundheitsmanagement 
maßgeblich verantwortlich.

G U D R U N  G I E S E

alterngerechtes Arbeiten, Erziehung und 
Pflegeaufgaben zunehmend wichtig 
sind.« Beim Arbeitgeber kamen die Ideen 
der Betriebsräte im gemeinsamen Aus
schuss für zentrales Gesundheitsma
nagement gut an. Der Arbeitgeber gab 
auch für die Beauftragung eines exter
nen, in entsprechender Beratungsarbeit 
erfahrenen Unternehmens gerne grünes 
Licht, da ein firmeneigenes Angebot zu 
Fragen der Pflege und Erziehung nicht 
leistbar wäre.

Wichtig sei in den zurückliegenden 
Wochen gewesen, so Rudi Rainer, die 
neuen Beratungsmöglichkeiten unter 
den Beschäftigten bekannt zu machen. 
»Wir haben einen Flyer verbreitet sowie 
eine Bildschirmpräsentation in den Pau
senräumen sowie bei einer Mitarbeiter

versammlung gezeigt und sind nun 
optimistisch, dass die Angebote gut 
genutzt werden.« 

Vollständige Anonymität sei in jedem 
Fall gewährleistet; der Arbeitgeber, der 
die Beratungsleistung bezahlt, erhalte 
lediglich die Gesamtzahl der Anfragen. 
Positiv bewertet der zuständige ver.di 
Betreuungssekretär Siegmar Roder das 
neue Angebot bei PHOENIX; es werde 
auch im ver.diBundesarbeitskreis Phar
magroßhandel vorgestellt.

Gemeinsamer Ausschuss
sorgt für Verbesserungen

Bei PHOENIX wird Arbeits und Gesund
heitsschutz seit vielen Jahren groß ge
schrieben. So finden in regelmäßigem 

Auch bei Metro Deutschland erhält der Zustellservice eine viel stärke
re Bedeutung FOTO: HAMANN

Gesundheitsschutz 
groß geschrieben

Während die große Mehrzahl der 
Unternehmen des Pharmagroß

handels trotz harter Wettbewerbsbedin
gungen selbstverständlich die ausgehan
delten Tariferhöhungen für den Groß 
und Außenhandel an ihre Mitarbeiter/
innen weitergeben, verwehrt Alliance 
Healthcare Deutschland (AHD) zum drit
ten Mal in Folge die Umsetzung des 
Tarifergebnisses. Stattdessen verrechnet 
das Unternehmen einmal mehr das Ent
geltplus mit übertariflichen Zulagen.

»Bestehende Zulagen wurden und 
werden Euch nicht ohne Grund gezahlt!«, 
schrieb Siegmar Roder, der in der ver.di 
Bundesfachgruppe Groß und Außen
handel für den Pharmagroßhandel zu
ständig ist, an die AHDBeschäftigten. 
Mit der dritten Anrechnung von Tarifer
höhungen auf Zulagen in Folge demons
triere der Arbeitgeber, wie gering er die 
Arbeitsleistung der Beschäftigten schät
ze. Überall, wo es möglich sei, werde 
ver.di gemeinsam mit den Betriebsräten 
überprüfen, ob die Anrechnung tatsäch
lich zulässig ist. Generell sei das Vorge
hen von AHD ein Armutszeugnis, kün
digte Siegmar Roder an: »Streichung des 
Zuschusses zur Altersversorgung, Kün
digung der Vereinbarung zum Jubilä
umsgeld, Streichen von hunderten von 
Arbeitsplätzen und als Krönung jetzt die 

dritte Anrechnung – für ver.di stellt sich 
zunehmend die Frage, ob die richtigen 
Menschen in Eurem Unternehmen am 
richtigen Platz sitzen!« G G

Tariferhöhung 
kassiert!

A R M U T S Z E U G N I S  F Ü R  A L L I A N C E  H E A LT H C A R E
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Ob fahrerlose Transporter, die im 
Lager ganze Warenregale zu den 

Kommissionierern bringen oder Self
CheckoutSysteme und Informationsro
boter in der Filiale – all dies gibt es be
reits und deutet an, wie sich unsere 
Arbeitswelt radikal verändert. 

Bei einer Betriebsrätekonferenz »Di
gitalisierung und Automatisierung im 
Handel« wird es am 16. und 17. Okto
ber in Kassel insbesondere auch um den 
Erfahrungsaustausch zu den Möglich
keiten der Mitbestimmung gehen.

»Reale Menschen in digitalen Welten«, 
heißt der einführende Vortrag von Prof. 
Dr. Rüdiger Trimpop (Universität Jena). 

ternehmensberater der Firma Roland 
Berger. Moderiert wird dieses Panel von 
Manfred Wirsch, ver.diBundesfachgrup
penleiter Groß und Außenhandel. 

Mitbestimmung in einer sich
ändernden Arbeitswelt

Der zweite Tag steht ganz im Zeichen 
des Themas »Digitalisierung und Mitbe
stimmung«. Auf die Einführung durch 
eine Expertin der ver.diBundesverwal
tung folgt das Referat zur Fragestellung 
»Digitalisierung auf Kosten der Gesund
heit?«, das die Präsidentin der Bundes
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeits

In der Diskussion dazu werden die Teil
nehmer*innen – u.a. aus dem Bundes
arbeitsministerium – das Thema »Poli
tische Dimensionen der Digitalisierung« 
behandeln. Am Nachmittag des ersten 
Tages tauschen sich zunächst drei Ex
pert*innen – von der Otto Group, der 
Berufsgenossenschaft BGHW und der 
ver.diBundesverwaltung zum Thema 
»Aktuelle Entwicklungen – Auswirkun
gen auf die Beschäftigten« aus. 

Mit der Frage »Online oder stationär: 
Wer verliert, wer gewinnt?« beschäftigen 
sich danach führende Arbeitgeberver
treter aus den Verbänden des Einzel, 
Online und Großhandels sowie ein Un

medizin, Isabel Rothe, hält. »Wie 
können wir als Interessenvertretung 
unter den veränderten Rahmenbedin
gungen Möglichkeiten der Mitbestim
mung nutzen und zielgerichtet han
deln?« – dazu tauschen sich die Teil
nehmenden der Konferenz in verschie
dene Branchenforen aus. Expert*innen 
geben fachlichen Input und Tipps für 
die betriebliche Praxis. Die Ergebnisse 
werden danach im Plenum vorgestellt. 
Abschließend wird ver.diBundesvor
standsmitglied Stefanie Nutzenberger 
ein Fazit der Tagung ziehen und einen 
Ausblick geben. 

Weitere Infos: Annette Risau
ver.di Bildung + Beratung

0 30 / 2 63 99 89 -14
risau@bb.verdi-bub.de

Digitalisierung radikal

falsche Eingruppierungen durch die Ar
beitgeber und deren willkürlicher Um
gang mit der Einteilung der Arbeitszeit 
begegnet: »Dass der Personaleinsatz so 
spät und flexibel wie möglich geplant 
wird, ist sehr weit verbreitet und es kos
tet oft ein hartes Stück Arbeit, überhaupt 
eine Betriebsvereinbarung zur Arbeitszeit 
hinzubekommen.« 

»Je mehr, desto besser«

Mitbestimmungsrechte müssen im Han
del immer wieder eingefordert und er
kämpft werden, bessere Arbeits und 
Tarifbedingungen sind ohne Einsatz der 

Wenn’s drauf ankommt, kann Son
ja Austermühle sehr gut mit dem 

juristischen Florett fechten und auch 
gewerkschaftspolitisch ist die 40jährige 
längst keine Newcomerin mehr. »Ich 
kenne das ganze pralle Leben, wie es 
alle im Einzelhandel beschäftigten Kol
leginnen und Kollegen ständig erleben«, 
sagt die Fachanwältin für Arbeitsrecht, 
die auf Bundesebene seit dem 1. Juni 
2018 auch die tarifpolitische Koordina
tion für den Einzel und Versandhandel 
übernommen hat. 

Als häufige Konfliktpunkte sind ihr in 
ihrer rechtsanwaltlichen Tätigkeit für 
Betriebsräte und Gesamtbetriebsräte 

direkt Betroffenen nicht durchzusetzen. 
»Je mehr mitmachen, desto besser.« 
Auch diese Erkenntnis hat Sonja als 
Tochter einer engagierten Gewerkschaf
terin und eines nicht weniger aktiven 
Gewerkschafters in Berlin bereits früh 
gemacht. »Ich habe schon als Jugend
liche bei Streiks im Einzel und Groß
handel Flugblätter verteilt und war häu
fig bei vielen anderen Aktionen dabei.« 
Seit 20 Jahren ist sie Gewerkschaftsmit
glied, zunächst bei der HBV, einer der 
fünf Gründungsorganisationen und jetzt 
bei ver.di. 

Berufliche Erfahrung hat die neue 
tarifpolitische Koordinatorin u.a. auch 

als politische Referentin beim DGB sowie 
als Sachverständige und Referentin bei 
Schulungen für ver.di gesammelt. Die 
Themen reichten dabei vom Arbeits und 
Gesundheitsschutz über Aufsichtsrats
wahlen bis hin zur rechtssicheren For
mulierung von Tarifverträgen.

Was sie sich für ihre neue Aufgabe 
persönlich vorgenommen hat? »Ich 
möchte an der Durchsetzung vernünf
tiger Tarifabschlüsse mitwirken und an 
der Stärkung von ver.di als Organisation, 
die den Beschäftigten hilft, dem oft 
massiven Druck und der zu großen Ar
beitsbelastung in der Branche entgegen
zuwirken.« A H A 

Wenn’s drauf ankommt ist sie da…

FOTO: CH.V.POLENTZ/TRANSIT-FOTO

Der Kampf um den Sonntagsschutz 
bleibt auch 2018 spannend: Das 

neue Ladenöffnungsgesetz in Nord
rheinWestfalen ist erst wenige Monate 
in Kraft und schon haben die zuständi
gen Gerichte auf Antrag von ver.di in 
den letzen Monaten viele Ausnahmege
nehmigungen für verkaufsoffene Sonn
tage als rechtswidrig kassiert. »Der Lan
desgesetzgeber wollte vorgaukeln, dass 
er über dem Grundgesetz steht. Die Ge
richte rücken dies nun wieder zurecht«, 
wird ver.diBundesvorstandsmitglied 
Stefanie Nutzenberger im Fachblatt »Le
bensmittelzeitung« zitiert. 

In Bayern wiederum hat der Verwal
tungsgerichtshof am 10. August die Ver
ordnung über mehrere Sonntagsöffnun
gen in der Stadt Ansbach für die Jahre 
2018 und 2019 als unwirksam erklärt. 
Und hoch im Norden wurde die so ge
nannte Bäderregelung, die in 77 Orten 
MecklenburgVorpommerns Ladenöff
nungen an bis zu 36 Feier und Sonnta
gen erlaubt, vom zuständigen Oberver
waltungsgericht als fehlerhaft gekippt. 

Erhebliche Dämpfer für
die Zeitdiebe im Land

Der Umgang mit den Ausnahmegenehmi
gungen, die in NRW in diesem Jahr nach 
dem neuen Ladenöffnungsgesetz der 
CDU/FDPLandesregierung auf den Weg 
gebracht werden, findet auch in vielen 
anderen Bundesländern großes Interes
se. Dabei hat die Euphorie der Befür
worter einer weiteren Liberalisierung – 
sprich: Aushöhlung des grundgesetzlich 
garantierten Sonntagsschutzes – bereits 
erhebliche Dämpfer bekommen.

Kern der Auseinandersetzungen ist 
die Frage, ob bei Sonntagsöffnungen ein 
behauptetes »öffentliches Interesse« 
ausreicht und vage Begründungen wie 
sie das neue Gesetz nennt – beispiels
weise eine Belebung der Innenstädte 
oder die Stärkung des stationären Han
dels gegenüber dem OnlineHandel – 
überhaupt juristisch haltbar sind. 

Wie berichtet, will die Landesregierung 
mit ihrem »Entfesselungspaket I« die 
Zahl der zulässigen CityÖffnungen an 
Sonn und Feiertagen von vier auf acht 
verdoppeln, bezogen auf ein ganzes 

führten Zielen, sei unzureichend, urteilten 
die Richter des 4. Senats. Insbesondere 
seien die im Ladenöffnungsgesetz defi
nierten öffentlichen Interessen in ihrer 
Zielrichtung sehr weit gefasst und inso
weit nicht geeignet, einen für die Öf
fentlichkeit erkennbaren Ausnahmecha
rakter der Ladenöffnung zu begründen. 

In Kreuztal hatte die Kommune als 
Begründung angeführt, die Stadt wolle 
sich als attraktiven und lebenswerten 
Standort sichtbar machen. Die Sonntags
öffnung diene dem Erhalt eines vielfäl
tigen Einzelhandelsangebots, das sich 
besonders gegenüber der digitalen Kon
kurrenz behaupten müsste. Doch das 
überzeugte nicht. 

Es seien nicht »ansatzweise öffentliche 
Belange mit Ausnahmecharakter« auf
gezeigt worden, schlussfolgerte das 
Oberverwaltungsgericht. Statt der ver
sprochenen Rechtssicherheit für die 

Stadtgebiet sollen es sogar 16 statt bis
her elf werden. Doch diese Rechnung 
ist ohne die zuständigen Gerichte ge
macht worden, deren Entscheidungen 
teilweise schon in der ersten Instanz die 
Sondergenehmigungen kippten, so in 
Paderborn, Bad Münstereifel und ande
ren Kommunen. 

OVG Münster stellt die 
Rechtslage zum Sonntag klar 

In Münster entschied das für NRW zu
ständige Oberverwaltungsgericht mit 
klaren Argumenten gegen eine im April 
geplante Sonntagsöffnung in der Stadt 
Kreuztal: Laut OVG bedarf es eines »ver
fassungsrechtlich tragfähigen Sach
grundes«, der die Sonntagsöffnung recht
fertige. Die pauschale Behauptung, die 
beabsichtigte Ladenöffnung diene den 
im neuen Gesetz beispielhaft aufge

Kommunen, ist offenbar das Gegenteil 
eingetreten. So versucht das Wirtschafts
ministerium in einer immerhin 38seitigen 
Handreichung zu erklären, wann ver
kaufsoffene Sonntage statthaft sind. 
»Wir werden die Genehmigungen für 
Sonntagsöffnungen weiterhin darauf 
prüfen, ob die strengen Vorgaben der 
Verfassungs und Verwaltungsgerichte 
eingehalten werden und dort, wo das 
nicht der Fall ist, gegebenenfalls auch 
klagen«, kündigte NRWLandesfachbe
reichsleiterin Silke Zimmer an. 

Kurz vor Redaktionsschluss kam die 
nächste Entscheidung: Das Verwaltungs
gericht Aachen untersagte einen für den 
2. September in Euskirchen geplanten 
verkaufsoffenen Sonntag. Die entspre
chende Verordnung entspreche nicht dem 
Ladenöffnungsgsetz und sei unwirksam. 
So sei beispielsweise die verschärfte 
Konkurrenz durch den OnlineHandel 

nicht geeignet, eine Ausnahme von der 
Regel der Sonntag und Feiertagsruhe 
zu begründen. 

Wichtige Entscheidung 
auch durch Gericht in Bayern

Auch in vielen anderen Bundesländern tut 
sich etwas: In einem Normenkontrollver
fahren gegen die Stadt Ansbach hat der 
Bayerische Verwaltungsgerichtshof im 
August die Verordnung über mehrere 
Sonntagsöffnungen für 2018 und 2019 
für unwirksam erklärt. Geklagt hatten 
ver.di und die Katholische Arbeitnehmer
bewegung. Eine Revision wurde nicht 
zugelassen. Rechtsanwalt Friedrich Kühn, 
der die Klage geführt hat, betonte die über
regionale Bedeutung dieses Vorgangs: »Die 
Entscheidung kommt nicht überraschend. 
Vielmehr führt diese die Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichtes und 
des Bayerischen Verwaltungsgerichts
hofs zu anlassbezogenen Sonntagsöff
nungen konsequent fort. Danach muss 
die eigentliche Veranstaltung (Markt, 
Messe etc.) selbst in allen Bereichen, in 
denen geöffnet werden kann, für den 
Sonntag prägend sein. Die Sonntagsöff
nung hingegen darf nur als Annex zu 
der Veranstaltung erscheinen.« 

Hintergrund des Verfahrens war eine 
Verordnung der Stadt Ansbach zur ver
kaufsoffenen Sonntagen im gesamten 
Stadtgebiet anlässlich jeweils eines Street 
FoodFestivals, eines Stadtfestes und 
eines Martinimarktes.

Bundesrichter a.D.: Nur ein 
besonderer Sachgrund zählt

Bereits Mitte Juni hatten sich Experten 
und Interessierte aus der Verwaltung, 
aus Kirchen, Gewerkschaften und dem 
Einzelhandel in Stuttgart zu einer Fach
tagung der Allianz für den freien Sonn
tag und sozialverträglichen Arbeitszeiten 
getroffen. Wilhelm Schluckebier, ehema
liger Richter am Bundesverfassungsge
richt, hielt das Eingangsreferat. Nach 
seiner Einschätzung ergibt sich auch 
durch den zunehmenden Konkurrenz
druck des OnlineHandels nicht mehr 
Spielraum für gerechtfertigte Sonntags
öffnungen. A N D R E A S  H A M A N N

Kein Freifahrtschein

Rechtsanwalt Kühn, der schon viele Klagen gegen rechtswidrige Sonntagsöffnungen erfolgreich geführt 
hat, bei einer Veranstaltung in NRW FOTO: DIETRICH HACKENBERG
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